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a u ro ra  
Ze i t u n g  f ü r  r e vo l u t i o n ä r e  P e r s p e k t i ve n   

Diese Ausgabe der Aurora legt einen 
starken Schwerpunkt auf internationale 
Entwicklungen. Zwei Jahre nach Beginn 
des Ukraine-Kriegs widmet sich ein aus-
führlicher Artikel den Hintergründen 
und Profiteur:innen dieses Krieges, zu 
denen nicht zuletzt die westliche 
Waffenindustrie und all diejenigen ge-
hören, die Deutschland zu einer Militär-
macht hochrüsten wollen. 

Wir haben auch den Text übersetzt, mit 
dem unsere Strömung an einer interna-
tionalistischen Konferenz in Mailand 
teilgenommen hat und mit anderen 
revolutionären Kräften weltweit in ei-
nen Diskussions- und Verständigungs-
prozess eintreten möchte. Dabei geht es 
um die zunehmenden internationalen 
Spannungen, das Massaker in Gaza, das 
vor den Augen der Weltöffentlichkeit 
fortgesetzt wird und die Frage wie eine 
revolutionäre internationalistische 
Klassenpolitik angesichts nationaler 
Unterdrückung aussehen kann. 

Unsere Rezension widmet sich dieses 
Mal der theoretischen Diskussion über 

die Ursprünge des Kapitalismus und der 
westlichen Vorherrschaft in der Welt – 
eine Frage, die nicht erst im Zusammen-
hang mit postkolonialen Debatten von 
Interesse ist, sondern die die Grundla-
gen unseres Verständnisses von gesell-
schaftlicher Veränderung betrifft. 

Nicht nur international nehmen die 
Spannungen zu, auch bei uns geht die 
Kluft zwischen arm und reich immer 
weiter auseinander. Die gesellschaftli-
chen Verwerfungen haben zum Aufstieg 
der Rechten beigetragen. Wir fragen, wie 
sinnvoll wäre ein AfD-Verbot, über das 
jetzt vielfach diskutiert wird?  

Vor allem aber müssen wir in unserer 
Gegenwehr all unsere Kräfte anspannen, 
sei es bei Streiks, wie dem der Deut-
schen Bahn, bei Protesten für eine vom 
Druck des Kapitals befreite Bildung oder 
im Kampf für eine wirklich klima-
freundliche Verkehrswende. 

Was der hoffentlich erfolgreiche Klas-
senkampf von unten durchsetzen kann? 
Es hängt von uns ab. Wir sollten ge-
spannt sein! 
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Die Spannungen steigen – auch 
bei uns! 
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Der DB-Vorstand seinerseits hatte kurz 
vor Ablauf des vereinbarten Endes der 
Verhandlungen vorzeitig der BILD-
Zeitung gesteckt, dass die Gewerkschaft 
empört die Verhandlungen abgebro-
chen hatte. Seitdem fährt eine mediale 
Walze über die Bahner:innen hinweg. 
Der Ton ist von Seiten der Politik, der 
Wirtschaft und des Bahnvorstands 
deutlich aggressiver gegen die GDL ins-
gesamt und den Chef Weselsky gewor-
den. Die Bahner:innen, die seit vielen 
Jahren trotz Personalmangel und stän-
diger technischer Probleme ihr Bestes 
geben, macht das sauer. Nicht zuletzt 
erfahren sie überhaupt erst nach und 
nach, was eigentlich in den vier Wo-
chen Geheimverhandlungen passiert 
war. Wie immer sind sie die Letzten… 
Auch das ist ein typisches Merkmal 
deutscher Gewerkschaftspolitik. Aber es 
gibt doch Fragen: 

Was wurde in den Geheimverhandlun-
gen geredet? Welche Gegenforderungen 
von der Bahn und welche Kompromisse 
lagen auf dem Tisch? Die Verhandlun-
gen laufen jedenfalls schlecht. Die DB 
hat nicht nur die Forderungen nach 
Arbeitszeitabsenkung auf 35 Wochen-
stunden bei vollem Lohn und eine 5-
Schichten-Woche sowie 555 Euro Erhö-
hung abgelehnt. Sie haben eine ganze 
Liste an Gegenforderungen auf den 
Tisch geknallt. Zwei CDU-Minister-
präsidenten wurden als „Moderatoren“ 

hinzugezogen. Inzwischen darf man 
deren „Moderatorenvorschlag“ lesen 
und man reibt sich die Augen: Ab Janu-
ar 2026 und ab Januar 2028 (!) soll die 
Arbeitszeit bei vollem Lohnausgleich 
um jeweils eine Stunde pro Woche sin-
ken. Gleichzeitig würde aber das bislang 
in den Tarifverträgen verankerte Recht 
auf 6 bzw. 12 Zusatzurlaubstage wegfal-
len. Man muss wissen, dass die Wo-
chenarbeitszeit bei der DB reine Fiktion 
ist. Denn es gilt eine Jahresarbeitszeit, 
die große Schwankungen erlaubt. Eine 
reale 55-Stunden-Woche und ein Berg 
an Überstunden sind nichts Unge-
wöhnliches. Deshalb hat die große 
Mehrheit die 12-Tage-Zusatzurlaubs-
option gewählt und verzichtet dafür auf 
gewisses Geld. Auf diese freien Tagen 
haben sie zumindest Anspruch. Die 
Zusatzurlaubstage brauchen sie, weil 
die Arbeit im Schichtdienst unmensch-
lich ist. Frühdienste können schon um 3 

Uhr beginnen. Selbst wenn man es 
schafft, sich 19 Uhr ins Bett zu legen, 
schafft man es kaum vor 22 Uhr zu 
schlafen. Wenn dann der Wecker um 2 
Uhr klingelt, kann man kaum aus den 
Augen gucken und schleppt sich mat-
sche zur Arbeit. Aber bei der Bahn sind 
sogar 6 Schichten hintereinander mög-
lich. Ein echtes freies Wochenende ist 
der Jackpot. Von den geforderten Ver-
besserungen findet sich allerdings 
nichts im „Moderatorenvorschlag“. 
Stattdessen sollen die Lokführer bei 
Cargo im Güterverkehr künftig tagelang 

hintereinander mit längeren Schichten 
und auswärtigen Ruhen im Hotel einge-
setzt werden können und zugleich wei-
tere Aufgaben anderer Berufsgruppen 
mit übernehmen. Das dient dem bereits 
geplanten Stellenabbau bei Cargo. Die 
Cargo-Chefin Nikutta erzählte gegen-
über der Frankfurter Allgemeinen Zeitung 
allen Ernstes, dass die Lokführer doch 
mal auf ihre „Privilegien“ verzichten 
sollten ... Eine beliebte besondere Teil-
zeit im Alter soll künftig auch wegfallen. 
Was die Lohnerhöhung angeht, soll die 
laut Vorschlag erst August 2024 und 
April 2025 (!) kommen. 

Dieser „Moderatorenvorschlag“, der der 
Deutschen Bahn übrigens nicht weit 
genug ging, ist ein Angriff auf die Ar-
beitsbedingungen der Bahner:innen. 
Muss man befürchten, dass die Bah-
ner:innen der GDL gar mit einem Minus 
aus der Tarifrunde gehen? 

Der nächste Streik jetzt Anfang März 
war die Antwort. Und die Streikbeteili-
gung war wieder hoch. Aber GDL-Chef 
Weselsky hat nur zu 35 Stunden Streik 
aufgerufen. Von einem unbefristeten 
Streik ist bislang nicht die Rede. Dafür 
aber von Wellenstreiks und Gesprächen 
in sehr kleiner Runde. Aber die Angriffe 
des Bahnvorstands und seiner Verbün-
deter verlangen nach einer starken 
offensiven Reaktion. 

Sabine Müller, Berlin 

Streik bei der Deutschen Bahn (DB): 
Wenn der Vorstand mit Gegenforderungen angreift 

AUS DEN BETRIEBEN  

s eit Herbst schon läuft die Tarifrunde im Bahnsektor, die die kleinere Gewerkschaft GDL 
(Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer) führt. Nach dem letzten und vierten Streik Ende 
Januar, den die GDL einseitig von 6 auf 5 Tage runtergekürzt hat, war mit Spannung der Ausgang 
der Geheimverhandlungen Anfang März erwartet worden. 

>> Die Arbeit im Schichtdienst ist 
unmenschlich. Frühdienste können schon um 3 
Uhr beginnen. Ein echtes freies Wochenende 

ist der Jackpot. << 
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Ein Zusammenschluss von FFF und den 
Arbeitskämpfen der Verkehrsbetriebe 
wurde erstmals 2020 von linken Akti-
vist:innen des SDS auf die Beine ge-
stellt. Als vier Jahre später ein ähnliches 
Projekt unter den Namen „Wir fahren 
zusammen“ präsentiert wurde, war die 
Zeit der tausenden streikenden Schü-
ler:innen vorbei. Selbst FFF erklärte von 
Anfang an vorsichtig: „wenn es sein 
muss, streiken wir gemeinsam mit den 
Beschäftigten“. Es ging also nicht da-
rum, Schulklassen und Unis in Unord-
nung zu bringen. Trotz den begrüßens-
werten Bemühungen einzelner Akti-
vist:innen, die am Tag des Streiks um 4 
Uhr morgens die Streikposten besuch-
ten, war das Projekt aus Sicht der Lei-
tung von FFF nicht mehr als eine Wer-
beoperation. 

Ein Streik von Schüler:innen kommt 
sicher nicht spontan. Die Leitung von 
FFF hat nur halbherzig mobilisiert, seit-
dem die Grünen eine unumstrittene 
Leitrolle bei FFF Deutschland spielen. 
Die größten Demonstrationen von FFF 
fanden unter der Regierung von Merkel 
statt. Inzwischen sind die Grünen in der 
Regierung und daher erlaubt sich die 

Aktivistin Luisa Neubauer nicht mehr 
die selben aufrüttelnden Töne wie frü-
her. 

„Gute Arbeit und Mobilität für alle!“ 
Der Spruch für den 1. März war gut ge-
wählt. Mit guter Arbeit hat der Alltag 
eines:r Busfahrer:in tatsächlich nichts 
zu tun, und deswegen haben sie an dem 
Tag gestreikt. Busfahrer:innen haben 
derzeit nur vier Minuten Pause am En-
de einer Linie. Ihre Schichtpläne sind 
manchmal so gebastelt, dass die Arbeit 
von einer 3-stündigen Pause geteilt ist. 
Und manchmal darf man nicht mal 12 
Stunden Pause zwischen den Schichten 
haben: Um 4 Uhr am Tag danach muss 
man wieder zur Arbeit! 

Rund 90.000 Kolleg:innen der Ver-
kehrsbetriebe waren bundesweit (außer 
in Bayern) zum Warnstreik aufgerufen. 
Die Gewerkschaft Verdi hat aber die 
Gelegenheit des Zusammenschuss mit 
FFF nicht genutzt, um eine große Demo 
am Freitag zu organisieren. Das Logo 
von FFF war zwar auf den Transparen-
ten, es wurde aber keine Einladung zur 
zentralen Demo verschickt. Denn die 
Scheu vor zentralen Demos ist bei der 

Gewerkschaftsbürokratie die Norm. Die 
Sprengkraft steigt mit der Menge an 
Menschen, die man zusammen bringt. 
Am Streiktag waren die Kolleg:innen 
von Verdi eher dazu angehalten worden, 
Fotos von ihren Streikposten zu schi-
cken, als zur Demo zu kommen. Die 
politische Begeisterung, auch für die 
Rettung der Umwelt und zusammen 
mit der Jugend zu streiken, ist daraus 
nicht entstanden. 

Der politische Streik für die Umwelt 
ist möglich 
Fehlt das Geld um die Arbeitsbedingun-
gen der Kolleg:innen des ÖPNV zu ver-
bessern und in dem Sektor einzustel-
len? Sicher nicht, aber die deutsche Re-
gierung, auch mit ein bisschen grüner 
Farbe, regiert für das deutsche Kapital, 
dessen größter Schatz die weltberühm-
te Automobilindustrie ist. Fährt im 
Land die ÖPNV besser, dann brauchen 
wir nicht mehr so viele Autos. 

Der Bundesminister für Wirtschaft und 
Klimaschutz Habeck (Grüne) schickt 
sowieso die Milliarden anderswohin. 
Nach den Energieunternehmen RWE, 
ist zur Zeit Leag an der Reihe mit 1,75 
Milliarden. Dieser Strom an öffentli-
chen Geldern ist so beachtlich, dass die 
Deutsche Regierung sich anstrengen 
muss, die EU-Kommission davon zu 
überzeugen, die nötige Genehmigung zu 
erteilen. Nur die Arbeiter:innen-
bewegung besitzt die Kraft, das Steuer 
herumzureißen. Dass sich Antikapita-
list:innen, sowohl Gewerkschafter:in-
nen als auch politisierte Studierende, 
sowohl für ein besseres Leben als auch 
für die Umwelt zusammentun, ist not-
wendiger denn je. 

Karl Gebhardt und  Lorenz Wassier, Berlin 

 

AUS DEN BETRIEBEN  

A ls im Rahmen des bundesweiten Warnstreiks der Verkehrsbetriebe am 1. März eine gemeinsame 
Demonstration mit Fridays for Future (FFF) angekündigt wurde, war die Hoffnung groß. Doch 
für viele, die schon lange von einem Brückenschlag zwischen Klassenkampf und 
Klimabewegung träumen, erwies sich das Ereignis als enttäuschend. 

Arbeitskämpfe: 
Neuer Brennstoff für den Klimaschutz? 
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KAMPF GEGEN RECHTS  

Selbstverständlich bekämpfen wir die 
AfD als eine Partei, deren rassistische 
Hetze und Stimmungsmache die Men-
schen spaltet und Migrant:innen als 
Sündenböcke für soziale Probleme prä-
sentiert. Doch müssen wir uns fragen, 
welche Strategien in diesem Kampf 
sinnvoll sind und ob die Diskussion um 
ein AfD-Verbot nicht von wichtigeren 
Fragen ablenkt. 

Verbot als politisches Signal? 
Manche der Stimmen, die sich für ein 
AfD-Verbot aussprechen, erhoffen sich 
schon von dem politischen Signal, das 
von einem solchen Verbotsverfahren 
ausginge, eine Schwächung der AfD und 
rechtsradikaler Ideen insgesamt. Doch 
das ist mehr als unwahrscheinlich und 
eher eine gefährliche Illusion. Um das 
zu erkennen, reicht ein Blick in die USA, 
wo Donald Trump seinen Aufstieg ähn-
lichen Gründen verdankt wie die AfD 
hierzulande. Und die vielen Skandale, 
Gerichtsverfahren oder Impeachment-
Anträge (Versuche ihn juristisch abzu-

setzen, als er noch Präsident war) haben 
seiner Popularität nicht geschadet. Er 
konnte sie als politisch motivierte Ma-
növer des „Establishments“ darstellen, 
was ihm unter seinen Anhänger:innen 
eher zusätzliche Glaubwürdigkeit ver-
liehen hat. Und auch die AfD präsen-
tiert sich jetzt schon gerne als Opfer der 
„Mainstream-Medien“ und der „Altpar-
teien“. Ein Verbotsverfahren würde ge-
nau dieses Gefühl, dass die AfD gegen 
die etablierten Herrschenden die Stim-
me des „einfachen Volkes“ vertreten 
würde, nur weiter stärken. Dabei vertritt 
auch die AfD die Interessen der Reichen 
und Superreichen auf Kosten der gro-
ßen Mehrheit der Bevölkerung. Doch 
das müssen wir denjenigen, die wir da-
von abbringen wollen die AfD zu unter-
stützen, politisch klar machen. 

Vom Staat finanziert 
Ein besseres Argument für ein Verbot 
der AfD sind die möglichen Auswirkun-
gen auf die Finanzierung der radikalen 
Rechten. Die AfD hat offizielle jährliche 

Einnahmen von rund 25 Mio. Euro 
(Zahlen bezogen auf 2021). Nur ein 
Sechstel davon kommt aus Mitglieds-
beiträgen, immerhin ein Viertel aus 
diversen Parteispenden von meist sehr 
reichen Leuten, doch der größte Batzen 
mit rund 11 Mio. Euro kommt vom 
Staat. Damit war die AfD 2021 die Bun-
destagspartei, die den größten Anteil 
ihres Gesamtbudgets, nämlich 44 %, 
vom Staat erhielt.2 Zu diesen Geldern 
kommen all die Bezüge von Abgeordne-
ten – aktuell 78 im Bundestag und 263 
in den Landesparlamenten – sowie ih-
rer Mitarbeiter:innen, die vom Staat 
bezahlt werden. Es geht also um weit 
mehr als 10 Millionen Euro jährlich, die 
an Steuermitteln in die AfD gepumpt 
werden. Ein staatliches Verbot der AfD 
würde diese Einnahmen zum Versiegen 
bringen. Und immerhin handelt es sich 
um Gelder, mit denen direkt oder indi-
rekt menschenverachtende rassistische 
Propaganda finanziert wird, beispiels-
weise die recht erfolgreichen Social-
Media-Auftritte der AfD oder auch 
rechtsradikale Netzwerke, die weit über 
die AfD hinausreichen. Wir werden uns 
einem AfD-Verbot selbstverständlich 
keinesfalls entgegenstellen. Aber es ist 
gefährlich, dieses als (Haupt-)
Perspektive eines Kampfes gegen 
Rechtsradikalismus und gegen rechte 
Ideologie zu vertreten. 

Parteiverbote in der Vergangenheit 
Es gibt geschichtliche Beispiele für Ver-
bote von Parteien oder von rechten Or-
ganisationen. Tatsächlich gab es ein 
dreiviertel Jahr vor der Machtergreifung 
der Nazis, am 13. April 1932, sogar ein 
offizielles Verbot ihrer Schlägertruppen 
und Terrororganisationen SA und SS. 
Wie wir wissen, hat das nicht viel ge-
nutzt. In der Tat hat dieses Verbot vor 

Hilft uns ein AfD-Verbot? 

s eit den großen Massenprotesten gegen die AfD (allein bis Mitte Februar nahmen deutschlandweit 
über 3,3 Millionen an Demonstrationen teil1) wird an verschiedenen Stellen über ein Verbot der 
AfD diskutiert. Demonstrant:innen haben es auf Schildern gefordert, Politiker:innen denken laut 
darüber nach, eine Online-Petition für ein AfD-Verbot hat über 800.000 Unterschriften gesammelt, 

manche linke Organisationen machen dafür Kampagne … Doch was spricht dafür und was dagegen aus 
revolutionärer Perspektive? 

Ist das die Lösung? 
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KAMPF GEGEN RECHTS  

allem offengelegt, dass der angeblich 
„demokratische Staat“ der Weimarer 
Republik nicht wirklich gegen die Nazis 
vorgehen wollte. Denn die herrschende 
Klasse brauchte diese Terrororganisati-
onen um die Arbeiter:innenbewegung 
zu zerschlagen. Und so läutete das Ver-
bot von SA und SS nicht das Ende dieser 
Organisationen ein, sondern das Ende 
der Regierung Brüning, die das Verbot 
erlassen hatte. Sie wurde abgesetzt und 
durch eine noch rechtere Regierung 
ersetzt, die schon im Juni 1932 SA und 
SS wieder offiziell zuließ und Hitlers 
Durchmarsch weiter den Weg ebnete. 

Die Sozialdemokratie hat sich damals 
im Kampf gegen die nationalsozialisti-

sche Gefahr auf den bürgerlichen Staat 
und seine „demokratische Verfassung“ 
verlassen, immer wieder „Staat greif‘ 
ein!“ gerufen. Eine Politik, die in die 
Katastrophe führte. Dabei gab es in den 
Millionen Mitgliedern und Anhä-
nger:innen von SPD und KPD eine wirk-
liche Kraft, die den Nazis hätte Einhalt 
gebieten können. Doch einer gemeinsa-
men Mobilisierung und Arbei-
ter:inneneinheitsfront haben sich beide 
Organisationen verweigert. 

Wenn der Staat und die herrschende 
Klasse kein Interesse am Verbot einer 
Partei haben, wird dieses auch nicht 
erfolgen. Ganz anders sah es mit dem 
Verbot der Kommunistischen Partei 
Deutschlands (KPD) von 1956 aus. Es 
war eines der beiden einzigen Parteiver-
bote, die in der Bundesrepublik durch-
geführt wurden (das andere betraf eine 
relativ unbedeutende NSDAP-
Nachfolgeorganisation). In diesem Fall 
setzte eine staatliche Repressionswelle 
ein, die weit über den Rahmen der stali-
nistischen KPD hinaus alle revolutionä-
ren, linken, antikapitalistischen Struk-
turen und Organisationen zerschlug 
oder in die Illegalität trieb. 

Nehmen wir es selbst in die Hand! 
Auch wenn in den Reihen des Verfas-
sungsschutzes diskutiert wird, ob die 
AfD als Ganzes als „gesichert rechtsext-
rem“ einzustufen ist, darf bezweifelt 
werden, dass der heutige Staat ein Ver-
bot der AfD wirklich umsetzen will und 
wird. Denn aus wem besteht dieser 
Staatsapparat? Die rechten Chatgrup-
pen und Netzwerke bei Polizei und Mi-
litär haben in den letzten Jahren immer 
wieder für Schlagzeilen gesorgt. Als 

beim rechtsradikalen 9-fachen Mord 
von Hanau die Polizei nichts unter-
nahm um dies zu verhindern, stellte 
sich im Nachhinein heraus, dass 13 be-
teiligte SEK-Polizisten selbst in solchen 
Chatgruppen aktiv waren. Und an der 
Spitze des Verfassungsschutzes stand 
jahrelang Hans-Georg Maaßen, dessen 
Kumpane an dem rechten 
„Geheimtreffen“ in Potsdam teilgenom-
men haben und der Brücken bauen will 
zwischen AfD und CDU. 

Ein eventuelles Verbotsverfahren würde 
Jahre dauern, im Fall der ebenfalls 
rechtsradikalen NPD wurden zwei An-
läufe unternommen, die jeweils zwei 
und vier Jahre gedauert haben und am 
Ende gescheitert sind. Das ist also alles 
andere als eine schnelle Lösung gegen 
die braune Gefahr und droht, sich als 
total illusorisch zu erweisen. 

Wie wir schon in der letzten Nummer 
der Aurora geschrieben haben, kann nur 
eine Kraft, die auch den Kapitalismus 
als Nährboden des Rechtsextremismus 
bekämpft, den Aufstieg der AfD nach-
haltig bekämpfen. Wenn wir auf den 
Staat vertrauen und darauf, dass er ju-
ristisch diesen Kampf an unserer Stelle 
führt, dann werden wir in den Augen 
potentieller Anhänger:innen der AfD an 
der Seite des „Establishments“ stehen, 
also an der Seite der aktuell herrschen-
den Politiker:innen. Stattdessen müs-
sen wir sowohl die rassistische Spal-
tung und Hetze der AfD bekämpfen, als 
auch die ebenfalls rassistische Regie-
rungspolitik und all die Angriffe dieser 
Regierung auf die Bevölkerung, die 
Wasser auf die Mühlen der AfD sind. 

Kurz und gut: Wir sind nicht gegen ein 
Verbot der AfD, aber diese Forderung an 
den bürgerlichen Staat als Kampfper-
spektive aufzustellen, kann die Bewe-
gung gegen Rechts eher schwächen als 
stärken. 

Richard Lux, Berlin 

Fußnoten 
1 rnd.de/politik/demos-gegen-rechts-und-die-afd-
in-sieben-grafiken-
GW5WXO3D3BF5XCYL5DD5AECQT4.html 

2 de.statista.com/infografik/31623/
zusammensetzung-der-einnahmen-der-
alternative-fuer-deutschland/  

>> Die AfD präsentiert sich jetzt schon gerne 
als Opfer der „Mainstream-Medien“ und der 
„Altparteien“. Ein Verbotsverfahren würde 
genau dieses Gefühl, dass die AfD gegen die 

etablierten Herrschenden die Stimme des 
„einfachen Volkes“ vertreten würde, weiter 

stärken. << 



Seite | 6 

 

Zu Recht fordert die Landes-SV1 vor al-
lem erstmal Geld: Ein Sonderbudget 
von 10 Mrd. € für Bildung in NRW, das 
wäre ein Startschuss, um ein durch 
jahrzehntelange Sparpolitik faulendes 
Bildungswesen zu renovieren. Ohne 
Investitionen in dieser Größenordnung 
blieben alle Forderungen auf dem Ni-
veau der leeren Phrasen aus der Politik. 
Dass der Protest sich auf das Nötigste 
beziehen muss, zeigt wie viel den Herr-
schenden Bildung wirklich wert ist. 

Aber genau das ist der Zustand der Bil-
dung im reichsten Land Europas. So-
wohl die pädagogischen Ansprüche der 
jungen Lehrkraft, als auch die gesell-
schaftlichen Ansprüche an die Heran-
bildung von Kindern zu mündigen und 
selbstbestimmten Menschen zerschel-
len an der Realität: bei dreißig Schü-
ler:innen auf eine Lehrkraft ist es un-
möglich, auf individuelle Lernge-
schwindigkeiten zu achten und den 
facettenreichen psychischen Belastun-
gen und Ängsten zu begegnen. Statt 
Freude am Lernen und gesellschaftli-
cher Teilhabe ist es also eine Atmosphä-
re der Angst davor, unter die Räder zu 
geraten, zu der die Jugend erzogen wird. 

Schule findet nicht außerhalb der Ge-
sellschaft statt 
Der Kapitalismus profitiert von dieser 
Angst. Sie ist eine Voraussetzung dafür, 
dass sich junge Menschen nach der 
Schule in Lohnarbeit und Lehre stür-
zen, wo sie ihre Ausbeutung stillschwei-

gend hinnehmen sollen. Nicht umsonst 
reproduziert das dreigliedrige Schulsys-
tem ganz offen die Klassengesellschaft, 
indem Akademikerkinder auf ihren Stu-
dienabschluss zuarbeiten, während 
Kinder der Arbeiter:innenklasse früher 
oder später verdrängt und aussortiert 
werden. Die Schule als „Lernfabrik“ 
schafft die Voraussetzung für Ausbeu-
tung und soziale Ungleichheit. 

In den letzten Jahren zeigt sich: die 
kapitalistische Krise selbst findet ihren 

Widerhall in den Klassen und auf dem 
Schulhof. Wo das Ideal der freien 
Selbstentfaltung schon lang begraben 
ist, versagt die Schule selbst darin, den 
Arbeitsmarkt mit Fachkräften zu versor-
gen. In nicht-gymnasialen Schulen kön-
nen 35 % der 15-Jährigen kaum einem 
Text den Sinn entnehmen. Unter 15-
Jährigen an Gymnasien sind es etwa 
eine leseschwache Person pro Klasse, 
ein Wert der sich innerhalb von vier 
Jahren verdoppelt hat. Als Grund dafür 
hört man immer wieder die Pandemie 
mit ihren Lockdowns. Das mag zwar 
oberflächlich stimmen, doch die wirkli-
chen Ursachen stecken tiefer. Die Ge-

sundheitskrise konnte nur das Ausmaß 
der Bildungskrise aufzeigen, als die, die 
es am schwersten hatten, vollkommen 
allein gelassen wurden. 

Wer kritisch denkt, spürt das Scheitern 
der kapitalistischen Bildungspolitik. 
Das zeigt sich zum Beispiel in den 
Kämpfen der Lehrkräfte in Berlin, die 
sich immer hemmungsloser gegen die 
Überlastung wehren. Aber vor allem 
zeigt es sich im Protest der Schü-
ler:innen. Einmal akzeptiert, dass sich 
ohne eigenes Engagement nichts be-
wegt, fangen sie an die Idee des Schul-
streiks zu verbreiten. Unterstützt wer-
den sie durch die Landesschü-
ler:innenvertretung von NRW, aber 
letztendlich sind es die Aktiven vor Ort, 
die ihre Verknüpfungen nutzen und 
sich mit Flyern vor die Schulen stellen 
um diese kollektive Erfahrung möglich 
zu machen. Die große Errungenschaft 
ist es, dass die Betroffenen selbst ihren 
Rücken gerade machen. Wo die Schule 
die elementarsten Bedürfnisse ver-
wehrt, gehen die Aktivist:innen schon 
zum nächsten Schritt über und bauen 
im Protest eine Schule der Selbstwirk-
samkeit und des Selbstbewussteins. 

Es ist an den Vorausschauendsten un-
ter ihnen, die Bewegung zu schärfen. 
Gegen das Bildungssystem als Teil einer 
zerstörerischen Gesellschaftsordnung, 
dem Kapitalismus. 

Ruth Lidenbrock, Düsseldorf 
 

1 Schüler:innen-Vertretungen, gesetz-
lich und demokratisch legitimiert bil-
den sie eine schwache Lobby, wenn sie 
nicht gerade Widerstand organisieren 

DEUTSCHLAND  

Bildungsprotest NRW 
Schüler:innen in Bewegung 

D ie Bezirks-SV1 Düsseldorf steckt tief in der Vorbereitung für eine Demonstration. Diesmal geht 
es nicht ums Klima, es geht um die Bedingungen an den Schulen selbst. Und das ist längst fällig: 
Überfüllte Klassen, schlechte und zu wenig Räume, schlechtes Essen oder gar keine Mensa, in 
einigen Schulen sogar Einsturzgefahr und Umzug in Container, ewige Baustellen und 

Lärmprobleme, dicke Luft und schlechte Hygiene … 

>> Die Schule als „Lernfabrik“ schafft die 
Voraussetzung für Ausbeutung und soziale 

Ungleichheit. << 
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Wäre ich nicht arm, wärst du nicht 
reich 
Oxfam hat eine neue Studie zur Reich-
tumsverteilung veröffentlicht. Dies 
zeigt, dass die reichsten fünf Menschen 
der Welt ihr Vermögen seit 2020 ver-
doppelt haben – von 405 Milliarden auf 
869 Milliarden Dollar. Das entspricht 
einem Zuwachs von 14 Millionen Dollar 
pro Stunde. Nur um einen Vergleich zu 
haben: Der deutsche Bundeshaushalt 
für 2024 umfasst 471 Mrd. Die fünf 
reichsten Leute könnten also zwei Jahre 
lang den Bundeshaushalt allein finan-
zieren. Diese fünf sind aber keine Ein-
zelfälle. Alle Milliardär:innen zusam-
men konnten ihren Reichtum seit 2020 
um 34 Prozent erhöhen, was 3.300 Milli-
arden Dollar Wachstum entspricht. 
Ihren Konzernen geht es ebenfalls sehr 
gut. Die 148 größten Konzerne der Welt 
konnten 2023 ihren Gewinn im Ver-
gleich zum Zeitraum 2018-2021 um 52,8 
Prozent steigern.  

Auf der anderen Seite haben die ärms-
ten 60 Prozent der Weltbevölkerung (4,7 
Mrd. Menschen) seit Corona 20 Mrd. 
Dollar verloren.  

Und für Deutschland – welche Kri-
se? 
Hier ist es nicht anders. Während die 
Regierung überall (Bundeswehr und 
Aufrüstung ausgenommen) den Rotstift 
ansetzt und die Schuldenbremse ein-
halten will und für viele das Leben im-
mer schwerer wird, werden die Reichen 
immer reicher. Ein paar Beispiele, denn 
man muss die Menschen kennen, von 
denen man sich den Reichtum holen 
muss: Aktuell ist Michael Kühne (Kühne 
und Nagel – ein Logistikunternehmen) 

mit 41,8 Mrd. Euro die reichste Privat-
person. Im Jahr 2019 waren es „nur“ 13,5 
Mrd. Karl Albrecht (Aldi Süd) besitzt mitt-
lerweile 31,7 Mrd. Euro. Vor Corona wa-
ren es noch 23 Mrd. Dieter Schwarz (Lidl, 
Kaufland) konnte sein Vermögen zu 
2019 mehr als verdoppeln und besitzt 
schätzungsweise 39,5 Mrd. Euro. Stefan 
Quandt (BMW) besaß 2019 noch 13,8 
Mrd. Euro und heute sind es 25,7 Mrd. 
und um noch ein letztes Beispiel zu 
nennen, die Familie Würth (gleich-
namiges Unternehmen) steigerte ihr 
Vermögen von 10 Mrd. im Jahr 2019 auf 
heute 27,5 Mrd. Euro. Man muss dabei 
wissen, dass diese Zahlen nur Schätzun-
gen sind, denn nichts ist so ein gut ge-
hütetes Geheimnis wie die Vermögen 
der Superreichen. Nimmt man nur den 
Vermögenszuwachs dieser fünf Deut-
schen, dann sind sie seit 2019 um 90 
Mrd. Euro reicher geworden. Welche 
Krisen der letzten Jahre hätten damit 
alle gelöst werden können?! 

Und der Wirtschaft? 
Die Zahlen sind eindeu-
tig. Zwei Drittel der 100 
größten deutschen Un-
ternehmen konnten 
2023 ihren Umsatz stei-
gern und Gewinne auf 
Rekordniveau erzielen. 
Die angeblich krisenge-
schüttelte Autoindustrie 
– Volkswagen, BMW und 
Mercedes – hat zwischen 
14 und 16 Mrd. Euro Ge-
winn erwirtschaftet. Die 
40 Dax-Unternehmen 
haben 2023 52 Mrd. Euro 

an Dividenden ausgeschüttet, 2024 soll 
es genauso viel werden. Die Börsenkur-
se, meistens eine Wette auf die Zukunft, 
kannten nur eine Richtung, nach oben, 
weswegen der DAX von einem Hoch 
zum Nächsten kletterte.  

Die Entwicklung des DAX ist allerdings 
nur mit Vorsicht zu genießen. Einen 
guten Teil der Gewinne werden nicht in 
Deutschland, sondern im Ausland er-
wirtschaftet und der DAX spiegelt nur 
einen kleinen Teil der deutschen Wirt-
schaft wieder. Viele, auch große Unter-
nehmen, sind gar nicht an der Börse. 
Viele Unternehmen haben in den letz-
ten Wochen und Monaten Stellenstrei-
chungen angekündigt. BASF, Continen-
tal, Miele oder ZF, um ein paar Beispiele 
zu nennen. Stellenstreichungen können 
an der Börse aber auch dazu führen, 
dass die Kurse steigen nach dem Motto, 
wer jetzt spart, erwirtschaftet in der 
Zukunft mehr Gewinne.  

Selbst wenn es der Wirtschaft schlecht 
gehen sollte, heißt das noch lange nicht, 
dass es deswegen den Reichen schlecht 
geht. Eine Beendigung dieses unermess-
lichen Reichtums zur Lösung aller 
dringenden Probleme ist notwendiger 
denn je. 

Karl Gebhardt, Berlin 

DEUTSCHLAND 

C oronakrise, Ukrainekrieg, Gaskrise, Inflation – seit 2020 folgt eine Krise der nächsten. Aber für 
wen gibt es die Krise? Wirtschaftsminister Habeck (Grüne) beklagt sich über eine schwächelnde 
deutsche Wirtschaft, doch schaut man sich die Reichtumsentwicklung der letzten Jahre an, gibt 
es nur eine Richtung und die zeigt steil nach oben. 

Lasst uns über Reichtum reden 

>> Alle Milliardär:innen zusammen konnten 
ihren Reichtum seit 2020 um 34 Prozent 

erhöhen. << 
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Ende Februar starb Alexej Nawalny 
nach jahrelanger Haft, einem Vergif-
tungsversuch und einer Verurteilung zu 
19 Jahren Lagerhaft jenseits des Polar-
kreises. Putin hat damit allen seinen 
Gegnern ein klares Signal gegeben: Hal-
tet die Klappe oder ihr seid tot. Eine 
Drohung, die aber nicht immer aufgeht, 
wie sich auf der Beerdigung Nawalnys 
gezeigt hat. Tausende strömten an sein 
Grab und manche skandierten Parolen 
gegen Putin. Nawalny war ein bürgerli-
cher Ultraliberaler, ein „Korruptions-
gegner“, dessen frühe Karriere jedoch 
von krassem russischen Nationalismus 
und heftigem Rassismus geprägt war, 
der Einwanderung als „Infektion“ be-
zeichnete. 

Letztes Jahr stürzte das Flugzeug von 
Prigoschin, einem Banditen und Söld-
nerführer der Wagner-Milizen, unter 
dubiosen Umständen ab. Im Jahr 2015 
war es Boris Nemzow, ein Vertrauter 
Nawalnys, der vor den Mauern des 
Kremls erschossen wurde. Dazu kom-
men Dutzende weitere unnatürliche 
Todesfälle, Hunderte politische Gefan-
gene, Verbote von Organisationen. Neu-
es Ziel der aktuellen Repressionen ist 
ein linker Oppositioneller: Boris Kagar-
lizki (65), der sich gegen den Krieg in der 
Ukraine ausgesprochen hat und seit 
vielen Jahren zusammen mit anderen 

die Website Rabkor („Arbeiterkorres-
pondenz“) betreibt, um zu versuchen, 
eine andere, soziale und internationa-
listische Stimme hörbar zu machen. 
Nach einer Verhaftung letztes Jahr wur-
de er nun im Februar zu fünfeinhalb 
Jahren Lagerhaft verurteilt. 

Grausame Unterdrückung nach 
Innen, Krieg gegen die Ukraine 
nach Außen ... 
Das sind die zwei Seiten derselben Poli-
tik eines Putin, der glaubt, über ein rie-
siges Gebiet herrschen zu können. Am 
24. Februar 2022 begann er den Anne-
xionskrieg gegen die Ukraine, der offi-
ziell mit der völligen Negierung des 
Existenzrechts des Nachbarlandes be-

gründet wurde, in Wirklichkeit aber 
durch den russischen imperialistischen 
Appetit motiviert war. Die zwei Jahre 
der kriegerischen Invasion brachten 
schreckliche menschliche und materiel-
le Zerstörung und die Vertreibung von 
Millionen von Menschen innerhalb des 
Landes oder in die nahe gelegenen 
westeuropäischen Länder. Ein Ende des 
Krieges ist nicht in Sicht. Putin zeigt 
sich weiter selbstbewusst im Fernse-
hen, wo er in seiner „Rede zur Lage der 
Nation“ dem Westen erneut drohte und 
auf die russischen Atomwaffen verwies 
als eine Antwort auf Macrons Überle-

gungen zum Einsatz europäischer Bo-
dentruppen. Sein Sieg bei den nächsten 
Präsidentschaftswahlen Mitte März gilt 
als sicher. Er ist seit 24 Jahren an der 
Macht. Er hat sich eine Verfassungsre-
form ausgedacht, die es ihm ermöglicht, 
bis 2036 im Amt zu bleiben. Seine po-
tenziellen Gegner dürfen nicht kandi-
dieren. Aber es gab auch schon Autokra-
ten auf der Welt, die vom Volkszorn 
gestürzt wurden … 

Die, die ein Interesse daran haben, 
den Krieg in die Länge zu ziehen 
Der Einmarsch in die Ukraine erfolgte 
vor dem Hintergrund der imperialisti-
schen Konkurrenz Russlands mit dem 
Westen, allen voran mit den USA, die 
sich seit Jahrzehnten bemühten, ihre 
Vorherrschaft nach Osten auszudeh-
nen. Die USA und ihre NATO-
Verbündeten haben sich jedoch davor 
gehütet, direkt in den Krieg einzutreten. 
Es genügt ihnen, die Ukraine militä-
risch und finanziell zu unterstützen, 
damit der Konflikt anhält und sie die 
politischen Vorteile einer Schwächung 
Russlands einstreichen können. Unter 
dem Vorwand der Hilfe für die Ukraine 
haben der US-Imperialismus und seine 
Verbündeten, von Biden über Scholz bis 
Macron, vor allem sich selbst geholfen 
und ihre Kassen gefüllt, dabei Kroko-
dilstränen vergossen, die sie für die 
Palästinenser:innen nicht übrig haben. 

Biden setzte Wirtschaftssanktionen 
gegen Russland durch, die dem ameri-
kanischen Kapital und Finanzinstituten 
neue Gewinnquellen und Marktanteile 
in Europa einbrachten, angefangen mit 
dem amerikanischen Erdgas, um das 
russische zu ersetzen. Die Waffenliefe-
rungen der USA an die Ukraine und die 
starken Erhöhungen der Militärbudgets 
in allen NATO-Ländern haben den 

Zwei Jahre imperialistischer Krieg gegen die 
Ukraine auf dem Rücken der Völker 

>> Unter dem Vorwand der Hilfe für die 
Ukraine haben der US-Imperialismus und seine 

Verbündeten, von Biden über Scholz bis 
Macron, vor allem sich selbst geholfen und ihre 

Kassen gefüllt, dabei Krokodilstränen 
vergossen, die sie für die Palästinenser:innen 

nicht übrig haben. << 

A uch 2 Jahre nach dem Beginn des russischen Angriffs auf die Ukraine geht das große Sterben 
weiter. In diesem Artikel, der am 24. Februar von unserer Schwesterorganisation in Frankreich 
veröffentlicht und im Zuge der Übersetzung von uns bearbeitet wurde, wird dieser Krieg 
eingeordnet in den Kontext des großen Aufrüstens der imperialistischen Großmächte. 
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Rüstungssektor stark beflügelt, wovon 
die USA als mit Abstand größter 
Waffenproduzent der Welt auch am 
stärksten profitiert. Die Diskussionen 
über ein neues Militärhilfepaket für die 
Ukraine im US-Kongress und das Drän-
gen der USA, dass die europäischen 
Länder mehr für die Unterstützung der 
Ukraine ausgeben, wird die USA nicht 
daran hindern, den Großteil des Rüs-
tungsmarktes in der Ukraine zu behal-
ten. Andere werden dafür bezahlen 
müssen, eine Art Outsourcing. Denn der 

US-Militärhaushalt hat andere Sorgen: 
die Ordnung in der wichtigsten Ölregi-
on der Welt, dem Nahen Osten, zu si-
chern (Unterstützung Israels, ein-
schließlich eines brandneuen Militär-
hilfepakets von 17,6 Milliarden Dollar 
und Kontrolle des Roten Meeres), und 
in Asien, wo China teilweise von der 
Werkbank der Welt zur direkten Kon-
kurrenz geworden ist. 

Aber auch die europäischen imperialis-
tischen Verbündeten haben abgesahnt. 
In Europa ist Deutschland das Land mit 
den meisten Waffenlieferungen an die 
Ukraine. Die gesamte militärische Hilfe 
seit 2022 soll sich auf 17 Milliarden Eu-
ro belaufen (hinter den USA mit 42 Mil-
liarden Euro). Und Deutschland hat die 
Industrie angekurbelt, z. B. bei Rhein-
metall, wo die Produktion von 70.000 
Granaten pro Jahr im Jahr 2021 auf 
700.000 im Jahr 2025 ausgebaut wer-
den soll. Und vor allem war der Krieg in 
der Ukraine für die deutsche Regierung 
der geeignete Vorwand, um den Militär-
haushalt zu erhöhen und die stärkste 
Armee Europas aufzubauen. Deutsch-
land wird dieses Jahr das erste Mal 2 % 
des BIP offiziell für Rüstung ausgeben 
und hat damit die NATO-Vorgaben er-
reicht. Das sind 71,75 Milliarden Euro 
für „Verteidigung“. FDP-Finanzminister 
Lindner erzählt uns, dass zur Finanzie-

rung seines Haushaltes nun die Sozial-
ausgaben eingefroren werden müssten. 
Der Chef des Wirtschaftsforschungsin-
stituts Ifo brachte es auf den Punkt: 
„Kanonen statt Butter“. 

Daneben macht Frankreich eher 
schlechte Miene zum bösen Spiel. Es 
bleibt weit hinter den USA, Deutsch-
land und sogar Großbritannien (6,6 Mil-
liarden) zurück, mit den 3,2 Milliarden, 
die es nach eigenen Angaben seit 
Kriegsbeginn an Hilfe geleistet hat. An-

dererseits war der Krieg in der Ukraine 
auch für Macron eine gute Gelegenheit 
für eine beträchtliche Erhöhung des 
Militärbudgets. 

Trotz ihrer Bedeutung bleibt diese west-
liche Militärhilfe eingeschränkt. Der 
US-Kongress verzögert weitere Milliar-
denbeträge, und das nicht nur, weil 
Trumps Anhänger dafür sorgen. Es geht 
darum, weiterhin Unterstützung für die 
Ukraine zu zeigen, aber es geht nicht 
darum, das Putin-Regime zu vernich-

ten, das nach wie vor eine Stütze der 
imperialistischen Ordnung ist – die 
weißrussischen (2020) und kasachi-
schen (2021-2022) Arbeiter:innen und 
die syrische Bevölkerung (2015) haben 
das zu spüren bekommen. Also hält die 
imperialistische Welt wirtschaftliche 
und diplomatische Beziehungen mit 

dem Autokraten Putin aufrecht. 

Der Krieg dauert an, aber alle stehen 
seit über einem Jahr in den Startblö-
cken für das Rennen um den zukünfti-
gen Wiederaufbau der Ukraine. Bereits 
im Oktober 2022, als der Krieg 8 Monate 
alt war, versammelten Scholz und die 
deutsche EU-Kommissionspräsidentin 
von der Leyen in Berlin Vertreter:innen 
der G7-Länder, um über einen „Mar- 
shall-Plan“ zu diskutieren. Im Dezem-
ber 2022 versammelte Macron im Bei-
sein von Selenskyj 700 Wirtschaftsfüh-
rer:innen im Élysée-Palast. Damals war 
von einem Markt im Wert von mindes-
tens 100 Milliarden die Rede. Heute 
wird der künftige Markt für den Wieder-
aufbau auf 500 bis 600 Milliarden ge-
schätzt. Nicht nur Schienen und Gebäu-
de, sondern auch Wasser- und Strom-
netze, die gesamte Infrastruktur, die 
wieder aufgebaut werden muss, Felder 
und Dörfer, die von Minen geräumt 
werden müssen ... 

Die Europäische Union hat ihrerseits 
auf ihrem Gipfeltreffen am 1. Februar 
für eine Hilfe in Höhe von 50 Milliar-
den Euro bis 2027 gestimmt (zwei Drit-
tel davon wären lediglich Kredite, die 
vom ukrainischen Steuerzahler zurück-
zuzahlen wären). Sofern die EU nicht 
davon träumt, den Krieg bis dahin in die 
Länge zu ziehen, kündigen diese Kredite 
eher schöne Hilfen für die Inves-
tor:innen des Wiederaufbaus an. Der 

EU-Umweltkommissar stellte dies übri-
gens einige Tage später in Vilnius klar: 
„Wir haben eine einmalige Gelegenheit, 
den Wiederaufbau besser und grüner zu 
gestalten. [...] Wir sprechen nicht nur 
über internationale Hilfen zum direk-
ten Wiederaufbau. Wir reden über 
Investitionen.“ Und bei „grüner“ 

INTERNATIONAL  

>> In Europa ist Deutschland das Land mit den 
meisten Waffenlieferungen an die Ukraine. Die 

gesamte militärische Hilfe seit 2022 soll sich 
auf 17 Milliarden Euro belaufen (hinter den 

USA mit 42 Milliarden Euro). << 

>> Heute wird der künftige Markt für den 
Wiederaufbau auf 500 bis 600 Milliarden 

geschätzt. Nicht nur Schienen und Gebäude, 
sondern auch Wasser- und Stromnetze, die 
gesamte Infrastruktur, die wieder aufgebaut 

werden muss, Felder und Dörfer, die von 
Minen geräumt werden müssen ...<< 
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Technologie sehen sich deutsche Kon-
zerne in vorderster Reihe der Inves-
tor:innen. Auch Japan hat sich auf die-
sen zukünftigen Markt eingeschossen 
und mit dem ukrainischen Premier- 
minister einen Wiederaufbauvertrag 
unterzeichnet: Finanzhilfen des japani-
schen Staates gegen Nichtbesteuerung 
zukünftiger japanischer Investitionen 
in diesem „Wirtschaftswunder“, das die 
Ukraine von morgen sein soll. 

Die ukrainischen Oligarch:innen oder 
hohen Beamten stehen dem in nichts 
nach, wie die Enthüllungen über eine 
Unterschlagung von 40 Millionen Dol-
lar, die für den Kauf von Waffen be-
stimmt waren, zeigen. Zwischen einem 
Putin, der ihnen seine Diktatur auf-
zwingen will, westlichen Geiern, die auf 
Märkte lauern, und den eigenen Oli-
garch:innen kann sich die ukrainische 
Bevölkerung nur auf sich selbst verlas-
sen, um sich zu verteidigen. 

Die Verteidigung der Ukraine, durch 
die Arbeiter:innen und mit ihren 
eigenen Waffen 
Die Gegenoffensive, die der ukrainische 
Präsident Selenskyj angekündigt hatte, 
fand nicht statt. Die russischen Trup-
pen rücken vor, sie besetzen fast 20 % 
des ukrainischen Territoriums im Osten 
und Süden des Landes, und Putin droht 
Odessa zu erreichen und der Ukraine 
den Zugang zum Schwarzen Meer zu 
nehmen, der durch die Annexion der 
Krim im Jahr 2014 und die Besetzung 
der südöstlichen Ukraine bereits stark 
eingeschränkt ist. Das Selenskyj-Regime 
und seine Armee, die sich als Verteidi-
ger des ukrainischen Nationalismus 
darstellen, werden fast vollständig von 
den NATO-Ländern finanziert. Sie stüt-
zen sich auf das westliche Großkapital 
und auf die privilegierten Schichten der 
ukrainischen Bourgeoisie, darunter die 
„Schokoladenkönige“, „Hühnerkönige“, 
Getreide- oder Stahlkönige, die in der 

Vergangenheit zwi-
schen der Unterstüt-
zung Russlands oder 
der Unterstützung der 
EU schwankten und 
nun deutlich mehr 
Chancen für ihre Ge-
schäfte auf der westli-
chen Seite sehen. 

Die Lösung kann 
nicht von diesen Fein-
den der Arbeiter:in-
nen ausgehen, son-
dern muss durch die 
unabhängige Aktion 
der Arbeiter:innen-
massen kommen. Die 
Losung „Unterstüt-
zung des ukraini-
schen Widerstands“, 
ohne den Klassencha-

rakter dieses Widerstands zu präzisie-
ren, stiftet nur Verwirrung und hilft 
nicht bei der notwendigen Mobilisie-
rung gegen die militärische und kriege-
rische Spirale, in die die Imperialismen 
die Bevölkerungen führen. Die erste 
Aufgabe der revolutionären Marxist:in-
nen in dieser Zeit muss es sein, dieses 
eigenständige Auftreten der Massen in 
der politischen Arena, völlig unabhän-
gig von den nationalistischen bürgerli-
chen Kräften, zu unterstützen. In Russ-
land bekräftigen wir unsere volle Solida-
rität mit allen Aktivist:innen, die sich 
dem Putin-Regime widersetzen. Wir 
fordern die Freilassung aller inhaftier-
ten Demonstrant:innen und aller politi-
schen Gefangenen. In der Ukraine be-
kräftigen wir unsere Solidarität mit al-
len Arbeitskämpfen gegen die Benut-
zung des Kriegszustands durch die Re-
gierung zur Einschränkung von Arbeits- 
und demokratischen Rechten. 

 

• Nein zum imperialistischen Krieg in der Ukraine: 
Russische Truppen raus aus der Ukraine! 

• Recht der ukrainischen Bevölkerung  auf Selbstbestimmung! 

• Nein zu imperialistischen Einmischungen: 
Abzug der NATO-Truppen aus Osteuropa und der Welt! 

Michelle Verdier, Paris 

Übersetzung/Bearbeitung: 
Sabine Müller, Berlin 
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Das Ende einer gewissen imperia-
listischen Ordnung 
Das imperialistische System hat sich 
seit dem Zusammenbruch der UdSSR 
neu aufgestellt und dabei die Rückkehr 
Russlands als imperialistischer Macht 
erlebt (auch wenn sie mehr Rohstoffe 
als Kapital exportiert), den Aufstieg 
Chinas von der „Werkbank der Welt“ zu 
einer konkurrierenden industriellen 
Großmacht und auf einer anderen Ebe-
ne eine Reihe von Zwischenmächten, 
die eine regionale Rolle beanspruchen. 
Die USA sind zwar nach wie vor die 
führende Macht auf allen Ebenen, aber 
sie werden herausgefordert und stoßen 
an ihre Grenzen, wenn es darum geht in 
mehreren internationalen Räumen 
gleichzeitig zu intervenieren. Diese 
neue Konstellation wird auf dem Ter-
rain der gesellschaftlichen Klassen von 
einem ungleichmäßigen, aber kontinu-
ierlichen Wachstum des Proletariats 
begleitet, das bislang nicht mit einem 
Wachstum seiner Organisierung ein-
hergeht. In den letzten Jahren hat die 
soziale Polarisierung zugenommen und 
auch wenn Einkommensmessungen 
nur ein unvollkommenes Bild der Klas-
sen vermitteln, ist das Bild dennoch 
frappierend: Die 5 reichsten Milliardäre 
haben ihr Vermögen in vier Jahren ver-
doppelt, während die ärmsten 5 Milliar-
den Menschen ärmer geworden sind. 
Diese Polarisierung kommt auch zum 
Ausdruck im Aufschwung rechtsextre-
mer Strömungen bei Wahlen, wie der 
Sieg von J. Milei im Dezember 2023 in 
Argentinien zuletzt veranschaulicht 
hat. Die zahlreichen im Jahr 2024 statt-
findenden Wahlen werden unsere Auf-
merksamkeit beanspruchen als verzerr-

tes Abbild politischer Entwicklungen. 
Da sie potenziell 4 Milliarden Wäh-
ler:innen auf den Plan rufen, werden sie 
ein gewisses Bild der politischen Ent-
wicklungen und wahltaktischer Über-
bietungswettbewerbe angesichts der 
sozialen Spannungen vermitteln, von 
den USA bis nach Indien. Auch die 

Wahl eines für Unabhängigkeit eintre-
tenden Kandidaten in Taiwan zeigt die 
Möglichkeit wachsender Spannungen 
auf. Ebenso Ausdruck dieser Spannun-
gen ist die Fortsetzung des Krieges in 
der Ukraine, wobei bislang eine 
nennenswerte Reaktion in Russland 
gegen Putin fehlt, abgesehen von den 
schnell niedergeschlagenen anfängli-
chen Mobilisierungen gegen den Krieg 
vor zwei Jahren und einem ersten 
bedeutsamen Volksaufstand in der Re-
publik Baschkortostan. Und schließlich 
gibt es Verschiebungen in den Macht-
verhältnissen zwischen den imperialis-
tischen Mächten in ehemaligen Koloni-
algebieten mit der Vertreibung der fran-
zösischen Kolonialmacht aus einem 
bedeutenden Teil Afrikas. 

Dies erklärt die Instabilität des kapita-
listischen Systems, welche die aktuelle 
Periode kennzeichnet, mit sozialen Ex-
plosionen und neuen Gelegenheiten für 

revolutionäre Kommunist:innen, wäh-
rend die Gesamtsituation eine Revoluti-
on immer dringlicher macht. 

Doch die wichtigste Entwicklung der 
letzten Monate war, nach der ethni-
schen Säuberung von Berg-Karabach 
und der Deportation von 100.000 Ar-
menier:innen, bei der alle imperialisti-

schen Mächte sich ausnahmsweise ei-
nig waren, die Rückkehr der Frage der 
Unterdrückung des palästinensischen 
Volkes und der genozidalen Logik, die 
im Gazastreifen umgesetzt wird. 

Der dramatische Fall Palästinas: 
Klasse, Nation und proletarische 
Politik 
Die reaktionäre Utopie, einen jüdischen 
Staat zu errichten und dabei die Rechte 
des palästinensischen Volkes mit Fü-
ßen zu treten, trug von Anfang an Unge-
rechtigkeit und permanenten Krieg in 
sich. Das zionistische Projekt ist ein 
koloniales Projekt, das bei seiner an-
fänglichen Umsetzung vom Imperialis-
mus und vom Stalinismus unterstützt 
wurde, während es von allen internatio-
nalistischen Strömungen angeprangert 
wurde, von den Erklärungen der aus der 
Kommunistischen Linken hervorgegan-
genen Gruppen bis hin zu den ersten 
Erklärungen der Vierten Internationale. 
Während der Kampf des palästinensi-

Internationalistische Konferenz in Mailand 
INTERNATIONAL  

>> Die Widersprüche der den nationalen Rahmen 
sprengenden kapitalistischen Entwicklung, die einem 
wichtigen Teil unseres gemeinsamen Verständnisses 

des Imperialismus zugrunde liegen, fordern 
gemeinsame Ausarbeitungen und fruchtbare 

Konfrontationen unter uns heraus. << 

M itte Februar fand in Mailand zum zweiten Mal ein Treffen aller interessierten 
internationalistischen revolutionären Strömungen statt, dieses Mal unter dem Titel „Zentrale 
Punkte des Kampfes zwischen den Großmächten: von der Ukraine bis Taiwan, von Afrika bis 

zum Nahen und Mittleren Osten. Für eine Klassenperspektive“. Die RSO hat für die Mailänder Konferenz 
folgenden Text der französischen NPA unterstützt: 

Der Imperialismus: wachsende Rivalitäten und nationale Brüche – 
die Aufgaben von internationalistischen Kommunist:innen 
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INTERNATIONAL  
schen Volkes für das Recht auf Selbstbe-
stimmung völlig legitim ist, kann dieses 
Recht nicht durch eine rein national-
staatliche Lösung, als spätes Überbleib-
sel der Aufgaben der bürgerlichen Revo-
lutionen, umgesetzt werden. Das Ende 
der Besatzung kann nur gewährleistet 
werden, indem der zionistische Staat, 
wie jeder andere bürgerliche und kolo-
niale Staat, durch eine proletarische 
Revolution zerstört wird. Diese klassen-
basierte politische Perspektive, die die 
bestehenden Grenzen infrage stellt und 
weit über die Bildung von einem, zwei 
oder drei bürgerlichen Staaten hinaus-
geht, fügt sich unweigerlich in den Rah-
men der gesamten Region ein. Sie kann 
nur ein integraler Teil der revolutionä-
ren Perspektiven für die arabische Welt 
insgesamt sein. 

Diese Herangehensweise lehnt eine 
Logik von Lagern ab und setzt an deren 
Stelle eine Logik der Klassen: Die Verei-
nigung des Proletariats in Israel, das in 
der Praxis mit dem zionistischen Staat 
gebrochen haben wird, mit dem palästi-
nensischen Proletariat, das am nationa-
len Befreiungskampf teilnimmt, auch 
durch bewaffneten Widerstand, aber in 
völliger Unabhängigkeit von den ohn-
mächtigen bürgerlich-nationalistischen 
Strömungen handelt, und mit dem Pro-
letariat in den Nachbarländern, das 
unter der Knute reaktionärer diktatori-
scher Regime steht. 

Um nur von dem Bereich unserer eige-
nen Intervention zu sprechen, heißt das 
für uns, die palästinensische nationale 
Frage in den Betrieben, in der Arbei-
ter:innenklasse und in der schulischen 
und universitären Jugend zu diskutie-
ren. 

Das hat uns dazu gebracht, uns gegen 
die zionistische Propaganda unserer 
Regierung, gegen Versammlungs- und 
Demonstrationsverbote und direkte 
Auflösungsdrohungen zu stellen, an 
Solidaritätsaktionen teilzunehmen, die 
das völkermörderische Unternehmen 
anprangerten, und uns gleichzeitig dem 
bürgerlichen und religiösen Block des 
palästinensischen Nationalismus ent-
gegenzustellen, der nichts Antiimperia-
listisches an sich hat. 

Einige zu diskutierende Probleme 
Unserer Meinung nach sind theoreti-
sche Fragen auch aktivistische Fragen. 
Aus Platzgründen gehen wir auf drei 
davon ein: die Vorbereitung der jungen 
Generation auf große Zusammenstöße, 
Elemente eines internationalen Pro-
gramms und die Frage der öffentlichen 
Koordinierung der internationalisti-
schen Kommunist:innen im Angesicht 
der schneller zunehmenden Spannun-
gen. 

Die zunehmenden Spannungen inner-
halb des Imperialismus erhöhen die 
Wahrscheinlichkeit für einen zeitlichen 
Zusammenfall und eine gegenseitige 
Beeinflussung regionaler Kriege. Das 
Entwicklungstempo und die Formen 
eines möglichen verallgemeinerten 
Konflikts entziehen sich natürlich un-
serer Kenntnis, auch wenn wir die Ge-
fahr erkennen. Im Jahr 2023 gab es zwei 
große Kriege (Ukraine, Gaza) und eine 
Vielzahl lokaler oder innerer Kriege, 
darunter in Burkina Faso, Sudan, 

Jemen, Nigeria und Myanmar, die das 
Ergebnis des Elends und der Ausbeu-
tung der ehemals kolonialisierten Erd-
teile sind. Dieses Merkmal der Situation 
wird anscheinend prägend für die kom-
mende Periode und erfordert von uns 
die Ausbildung und Qualifizierung all 
derjenigen jungen Menschen, die sich 
für marxistische Ideen interessieren, 
auch wenn sie heute eine Minderheit 
darstellen. Dabei müssen wir selbstver-
ständlich an die Errungenschaften der 
Oktoberrevolution und der ersten Kon-
gresse der Kommunistischen Internati-
onale anknüpfen. Und uns in der Arbei-
ter:innenklasse verankern, Chauvinis-
mus und Pazifismus bekämpfen und 
illegale Praktiken wiederbeleben. 

Zweitens erfordern die Aufgaben, die 
wir als revolutionäre Minderheiten ge-
meinsam zu bewältigen haben, ein er-
neuertes Verständnis der Errungen-
schaften der Kommunistischen Inter-
nationale und die Umsetzung einer 
koordinierten Intervention internatio-

28 unterschiedliche Strömungen und Organisationen haben Beiträge 

zum Konferenz-Reader eingereicht 
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nalistischer Kommunist:innen, zurzeit 
in einem bescheidenen Umfang. Tat-
sächlich besitzen die Empfehlungen 
einer antiimperialistischen Einheits-
front seit dem Ende der Entkolonialisie-
rung nicht mehr die frühere Bedeutung, 
und wir sollten auch eine kritische Bi-
lanz der Orientierung mancher revoluti-
onärer marxistischer Strömungen in 
dieser Periode ziehen, denen es oft an 
einer Klassenpolitik gefehlt hat. 

Die Widersprüche der den nationalen 
Rahmen sprengenden kapitalistischen 
Entwicklung, die einem wichtigen Teil 
unseres gemeinsamen Verständnisses 
des Imperialismus zugrunde liegen, 
fordern gemeinsame Ausarbeitungen 
und fruchtbare Konfrontationen unter 
uns heraus. Das stellt die nationale Fra-
ge auf eine neue Ebene, auf der die Radi-
kalität der Losung von der Freiheit zur 
Selbstbestimmung, ohne an Aktualität 
zu verlieren, mehr denn je mit der Per-
spektive des Kampfes der Arbei-
ter:innenklasse um die Macht verbun-
den werden muss. Dasselbe gilt für de-
mokratische Losungen und die Fallstri-
cke von Verfassungsgebenden Ver-
sammlungen, die eine umfassende Dis-
kussion unter den Konferenzteilneh-
mer:innen erfordern würden. 

Schließlich, und das ist nicht die ge-
ringste Herausforderung, wird es in der 
kommenden Zeit wichtig sein, auf inter-
nationaler Ebene zu bestimmten Fragen 
koordiniert vorzugehen. Wir meinen 
damit konkrete Interventionen und 
nicht bloße Deklarationen, die manch-
mal auch notwendig sind. Das wird 
Kampagnen umfassen, die zurzeit leider 
nur propagandistisch sein werden, mit 
öffentlichen Veranstaltungen, De-
monstrationen, Debattenzeitschriften 
und Rahmen für die Zusammenarbeit 
von Aktivist:innen. Zwei einfache Bei-
spiele, um das zu illustrieren: erstens, 
laufende Kriege und die Gefahren ihrer 
Ausweitung anprangern und zweitens, 
unsere Gegnerschaft gegen den reaktio-
nären Charakter von Grenzen ausdrü-
cken. Das hieße für uns, uns gegen die 
Festung Europa zu stellen und gegen 
das Meer des Todes, zu dem das Mittel-
meer für Tausende von illegalisierten 

Proletarier:innen geworden ist. 

Es könnte aber auch eine europaweite 
Agitationskampagne sein, die sich an 
einfache Arbeiter:innen richtet, für hö-
here Löhne und eine Organisierung der 
Arbeiter:innen auf kontinentaler Ebene. 
Die bevorstehenden Europawahlen, bei 
denen es an sich nicht um viel geht, 

werden für die NPA eine Gelegenheit 
sein, eine internationalistische Kam-
pagne durchzuführen. Eine Gelegenheit 
die Abschaffung von Grenzen zu propa-
gieren (einschließlich der Grenzen des 
Schengen- und Frontex-Europas), gegen 
alle protektionistischen Vorurteile, die 
auch von den Gewerkschaften im Na-
men des Schutzes „unserer“ Arbeitsplät-
ze und „unserer“ Wirtschaft geschürt 
werden. Gegen jeden Nationalismus, 
der auch die reformistischen Arbei-
ter:innenorganisationen durchdringt, 
wenn sie ein Europa anprangern, das 
uns seine Gesetze aufzwingen würde, 
als ob das Kapital innerhalb unserer 
Grenzen netter wäre als auf internatio-
naler Ebene, oder als ob wir unser Parla-
ment in Rom oder Paris mehr kontrol-
lieren könnten als das in Straßburg. Für 
ein Europa der Arbeitenden, das offen 
ist für die Proletarier:innen der ganzen 
Welt. 

Eine wertvolle Errungenschaft: der 
Diskussionsrahmen der Mailänder 
Konferenzen 
Die Mailänder Internationalistischen 
Konferenzen haben ihre Grenzen, die 
allen bewusst sind. Aber sie stellen al-
lein durch ihre Existenz einen wichti-
gen Fortschritt dar, indem sie den Aus-
tausch zwischen revolutionären Organi-

sationen ermöglichen, sowohl zwischen 
den teilnehmenden Organisationen als 
auch darüber hinaus mit unserem engs-
ten Umfeld. Diese Konferenzen würden 
noch gewinnen, wenn sie durch Initiati-
ven ergänzt würden, die unsere aktivis-
tische Praxis erproben, gemeinsame 
Erfahrungen im Klassenkampf ermögli-
chen und Möglichkeiten schaffen zur 

redaktionellen Zusammenarbeit und 
zum gemeinsamen Erforschen und Er-
arbeiten von Positionen, sowie gemein-
sames öffentliches Auftreten. Zu einem 
Zeitpunkt, wo ein Teil der revolutionä-
ren Bewegung einen Sprung zurück von 
der Oktoberrevolution zu den Vorgän-
gern von Marx macht, ist es unsere Auf-
gabe, den Sprung von Marx zu Lenin zu 
machen. Ein solcher Sprung führt von 
„Die Entwicklung des Kapitalismus in 
Russland“ zum „Imperialismus als 
höchstes Stadium des Kapitalismus“ in 
Bezug auf unsere Aufgaben der theoreti-
schen Ausarbeitung und von „Was tun?“ 
zum Aufbau einer neuen Internationale 
in Bezug auf unsere organisatorischen 
Aufgaben. Wissend, dass die Differen-
zen innerhalb der Sozialdemokratie, 
aber auch innerhalb der Kommunisti-
schen Internationale während ihrer 
revolutionären Periode, größer und 
weitreichender waren als die, die die 
Teilnehmer:innen dieser Konferenz 
voneinander trennen. 

INTERNATIONAL  

>> Die Mailänder Konferenzen stellen allein durch ihre 
Existenz einen wichtigen Fortschritt dar, indem sie 

den Austausch zwischen revolutionären 
Organisationen ermöglichen … 

Diese Konferenzen würden noch gewinnen, wenn sie 
durch Initiativen ergänzt würden, die unsere 

aktivistische Praxis erproben und gemeinsame 
Erfahrungen im Klassenkampf ermöglichen. << 
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How the West Came to Rule von Alexander 
Anievas und Kerem Nişancioğlu stellt 
insofern noch einen Beitrag zur soge-
nannten „transition debate“ dar. was 
dieses Werk – im Gegensatz zu anderen 
– jedoch auszeichnet, ist der Gebrauch 
von Leo Trotzkis Konzept der 
„ungleichmäßigen und kombinierten 
Entwicklung.“ 

Es haben sich im Lichte der oben ge-
nannten Debatte zwei entgegengesetzte 
„Schulen“ herausgebildet. Die eine um-
fasst jene Erklärungsansätze, welche 
den Stellenwert von internationalen 
Verbindungen und Faktoren über Han-
del, Kolonialismus, Eroberungen, usw. 
für die Herausbildung eines kapitalisti-
schen Weltmarktes betonen. Immanuel 
Wallerstein, mit seiner Weltsystemthe-
orie, gehört zu den bekanntesten Vertre-
ter:innen eines solchen Zuganges. Als 
„endogene“ Theorien lassen sich jene 
Erklärungsansätze dahingegen einord-
nen, welche den Übergang zum Kapita-
lismus eurozentrisch analysieren. Re-
präsentativ für diese Tendenz ist v. a. 
Robert Brenner, welcher in seinen Wer-
ken argumentierte, dass die kapitalisti-
sche Produktionsweise zunächst ein-
mal als Agrarkapitalismus im Kontext 
eines verschärften Klassenkampfes zwi-
schen Bauern und Adeligen im spätmit-
telalterlichen England entstand. Da-
durch wurde zwar weitgehend die Leib-
eigenschaft abgelöst, dem Adel gelang 
es jedoch, seine Macht über die Bauern-
schaft beizubehalten, indem die Land-
bevölkerung ihrer Gewohnheitsrechte 
beraubt und von ihren Ländereien ver-
trieben wurde und somit entweder auf 
Lohnarbeit oder Pachtland angewiesen 
war. 

Sowohl Wallerstein als auch Brenner 
werden kritisiert in How the West Came 
to Rule. Einerseits bestehe Wallersteins 
Bezug auf internationale Zusammen-
hänge vor allem darin, zu zeigen, dass 
die „Peripherisierung“ nicht-westlicher 
Gesellschaften und Gebiete durch inter-
nationale Arbeitsteilung ausschlagge-
bend für den frühen Kapitalismus war. 

Dabei werde allerdings die Geschichte 
eines sich von Europa auf den „Rest“ der 
Welt ausbreitenden Kapitalismus er-
zählt, welche die Wirkmächtigkeit und 
rückwirkenden Einflüsse der Periphe-
rien auf Europa ausblendet. Anderer-
seits verleugne Brenners anglozentri-
sches Narrativ die Einwirkungen von 
auswärtigen Faktoren, welche den 
Übergang zum Agrarkapitalismus in 
England überhaupt ermöglichten – wie 
z. B. das mongolische Reich im 13. und 
14. Jahrhundert, über das westliche 
Händler wichtige Handelsbeziehungen 
aufbauen konnten, wodurch jedoch 
gleichzeitig die Pest von Zentralasien 
nach Europa gelangte. Das hatte eine 
Krise des Feudalsystems zur Folge und 
begünstigte langfristig die kapitalisti-
sche Entwicklung. Um die Einseitigkei-
ten dieser (und anderer) Zugänge zu 
überwinden, weisen Anievas und 
Nişancioğlu auf die Notwendigkeit ei-
ner Theorie hin, welche die Wechsel-
wirkungen zwischen verschiedenen 
Gesellschaften und zwischen unter-

schiedlichen Produktionsweisen bei 
ihrer teilweise verknüpften histori-
schen Entwicklung erfasst. 

Die Theorie der ungleichmäßigen und 
kombinierten Entwicklung würde sich 
laut den Autoren hierfür anbieten, weil 
sie den Rahmen bietet, um gesellschaft-
liche Prozesse und Entwicklung als zwi-
schengesellschaftlich zu analysieren. 

Die „Ungleichmäßigkeit“ besteht darin, 
dass Gesellschaften sich untereinander 
ungleich entwickeln, was mit jeweils 
unterschiedlichen Entwicklungsstän-
den in wirtschaftlicher, politischer und 
sozialer Hinsicht einhergeht. Allerdings 
existieren und entwickeln sich unter-
schiedliche Gesellschaften nicht isoliert 
voneinander, sondern in ständiger ge-
genseitiger Interaktion miteinander, 
also „kombiniert“. 

Es werden mehrere Beispiele dafür an-
geführt, wie Trotzkis Theorie ange-
wandt werden kann, um eine nicht-
eurozentrische, kritische Kapitalismus-
geschichte zu schreiben. Trotzki meinte 
etwa, dass „rückständige“ Gesellschaf-
ten unter Umständen „das Privileg der 
historischen Verspätung“ zukomme, 
welches sie dazu „zwingt, sich das Ferti-
ge vor der bestimmten Zeit anzueignen, 
eine Reihe Zwischenetappen zu über-
springen.“1 Demzufolge wird argumen-
tiert, dass die Rückständigkeit des feu-
dalistischen Europas – im Gegensatz 

REZENSION  

„How the West Came to Rule: 
The Geopolitical Origins of Capitalism” 

U nter den akademischen Linken wird seit Jahrzehnten heftig über die Frage diskutiert, wie sich 
die Herausbildung eines globalen kapitalistischen Systems aus dem Schoß des Feudalismus 
erklären lässt. Damit einhergehend scheint ebenso die Frage nach den Bedingungen wichtig, 
welche dem „Westen“ zur hegemonialen Vormachtstellung verhalfen. 

>> Es werden mehrere Beispiele dafür angeführt, 
wie Trotzkis Theorie angewandt werden kann, 

um eine nicht-eurozentrische, kritische 
Kapitalismusgeschichte zu schreiben. << 
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zum fortschrittlicheren Osmanischen 
Reich – den Kapitalismus in Europa 
beförderte. Denn eine fehlende (starke) 
Zentralgewalt und die feudalistische 
Produktionsweise brachten Expansi-
onskriege um größere Anteile am Mehr-
produkt mit sich, was zur Abhängigkeit 
der Fürsten von Bankiers führte, um 
ihre Kriege zu finanzieren – diese 
„historische Verspätung“ schlug lang-
fristig in ein Privileg um. Darüber hin-
aus wird dem Osmanischen Reich eine 
wichtige Rolle beigemessen hinsicht-
lich der kapitalistischen Entwicklung in 
Europa: So förderten Handelsbeziehun-
gen zu den Osmanen Formen der Proto-
industrialisierung in Frankreich. Zudem 
ermöglichten Importe aus dem Osma-
nischen Raum einen Umstieg größerer 
Bevölkerungsteile von der Selbstversor-
gung auf die Lohnarbeit. Aber vor allem 
wirkte das Osmanische Reich dahin, 
günstige geopolitische Bedingungen für 
England und Holland zu schaffen, die 
zwei Vorreiterländer des Kapitalismus 
par excellence: Die osmanische Bedro-
hung im Süden strapazierte die Res-
sourcen der europäischen Hauptmächte 
– der Habsburger, des Papsttums, der 
italienischen Stadtstaaten, usw. – der-
maßen, dass England und Holland sich 
unbeirrt entwickeln konnten. Dies sei 
ein Fall von „geopolitischer Kombinati-
on“ gewesen. 

Ein Beispiel, das ungleichmäßige und 
kombinierte Entwicklung besonders 
veranschaulicht, ist die Plantagenskla-
verei in Amerika und der Karibik, da 
diese Institution englisches Kapital, 
amerikanisches Land und afrikanische 
Sklaverei zusammenbrachte und fusio-
nierte – auf diese Art und Weise wurden 

ungleiche Produktionsweisen und Pro-
duktivkräfte aus verschiedenen Gesell-
schaftsformationen kombiniert. Die 
Plantagensklaverei war zudem markt-
orientiert, obwohl die Sklaven für den 
Lebensunterhalt oft auf die Selbstver-
sorgung angewiesen waren. In der Tat: 
Die Plantagen stellten Schauplätze für 

mannigfache „Innovationen“ dar, in den 
Bereichen Buchhaltung, Landbau, ar-
beitssparende Technologien, usw. 

Diese Rezension kann kaum der ganzen 
Fülle an Aspekten und Kontexten, wel-
che vom Buch angeschnitten und be-
handelt werden, gerecht werden. Viel-
mehr sollte dieser Text eine Anregung 
zur selbstständigen Lektüre sein. Das 
Buch kann nur herzlichst jeder und je-
dem empfohlen werden, die:der an ei-
ner historisch-materialistischen Analy-
se der Ursprünge des Kapitalismus inte-
ressiert ist! 

Marcus Olufsen, Wien 
1 Trotzki, Geschichte der russischen Revolution, 
Bd 1., Manifest Verlag 2021, S. 13. 

REZENSION  

>> Es wird argumentiert, dass die Rückständig-
keit des feudalistischen Europas – im 

Gegensatz zum fortschrittlicheren 
Osmanischen Reich – den Kapitalismus in 

Europa beförderte. << 
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D ie bewusste Verwen-
dung von Ressourcen 
und die Nutzung des 
gesamten menschli-

chen Wissens können allen Men-
schen auf unserer Erde ein gutes 
Leben sichern und gleichzeitig die 
Welt vor dem Klimakollaps retten. 
Stattdessen steuert die Welt von 
einer Krise in die nächste. Ursache 
für all dies ist der Kapitalismus, der 
ausschließlich im Interesse einiger 
Weniger funktioniert. 

Wir, die Revolutionär Sozialistische 
Organisation (RSO), organisieren 
uns gegen den Kapitalismus und 
für eine sozialistische Wirtschafts- 
und Gesellschaftsordnung. Der So-
zialismus, für den wir kämpfen, ist 
eine freie, demokratische, auf ge-
wählten Räten aufbauende Gesell-
schaft. Eine Gesellschaft, die im 
Interesse aller funktioniert. Die 
Arbeiter:innenklasse hat das Po-
tenzial, diese Gesellschaft zu ver-
wirklichen. Deshalb geben wir seit 
vielen Jahren Flugblätter in unter-
schiedlichen Betrieben heraus, mit 

denen wir Missstände anprangern, 
Kolleg:innen ein Sprachrohr bieten 
und versuchen Basisaktivitäten zu 
vernetzen. Wir nehmen an De-
monstrationen, Aktionen und Ar-
beitskämpfen teil, diskutieren soli-
darisch über Politik und tauschen 
uns mit unterschiedlichen Akti-
vist:innen aus. In sozialen und öko-
logischen Konflikten treten wir für 
die Selbstorganisation und die Aus-
dehnung der Kämpfe auf breitere 
Teile der Lohnabhängigen ein. Für 
uns ist der Kampf gegen Ausbeu-
tung, gegen Sexismus und Rassis-
mus, gegen Rechtsextremismus 
und gegen Umweltzerstörung im-
mer verbunden mit einem Kampf 
gegen den Kapitalismus. Denn der 
verhindert ein solidarisches Zu-
sammenleben. 

Wir sind in verschiedenen Städten 
und Ländern aktiv und vernetzt, 
zurzeit in Deutschland, Österreich, 
Frankreich und den USA. Dabei 
setzen wir uns ein für den Aufbau 
einer revolutionär kommunisti-
schen Internationale in der Welt 

und für den Aufbau unabhängiger 
Parteien der Arbeiter:innenklasse, 
abseits von reformistischen und 
bürokratischen Partei- und 
Gewerkschaftsapparaten. Wenn Du 
an diesem Projekt interessiert bist, 
dann tritt mit uns in Kontakt, wer-
de mit uns aktiv und unterstütze 
uns im Aufbau einer revolutionä-
ren und sozialistischen Organi-
sation! 

Eine ausführlichere Version findet 
ihr unter: 

www.sozialismus.click/was-wir-
wollen/

Ihr erreicht uns in  
Deutschland unter: 

info@sozialismus.click  
www.sozialismus.click 

+49 1777 800571   
Und in Österreich: 

rso@sozialismus.net 

WER WIR SIND UND WAS WIR WOLLEN  

VERANSTALTUNGEN  
 

Hier findet ihr uns 
online  

Deutschland 
www.sozialismus.click 

          rsodeutschland 
 

Österreich 
www.sozialismus.net 
        rso_organisation 

     rsoorganisation 
 
 

Revolutionär Sozialistische 
Organisation 

 
Sozialismus oder Laberei 

Berlin 
18:30 Uhr | Blauer Salon (Mehringhof), Gneisenaustr. 2A 
Mi, 20.03. Warum Nazis keine Frauen* mögen – 
                     Sexismus und rechte Ideologie 
Bielefeld 
18:30 Uhr | Universität, Raum per DM auf Insta nachfragen  
Do, 04.04. Die Pariser Commune von 1871 – Arbeiter:innen an der Macht  
Düsseldorf  
18:30 Uhr | Café Solaris, Kopernikusstraße 53  
Do, 14.03. Schule im Kapitalismus 
Wien 
19:00 Uhr | Amerlinghaus , Stiftgasse 8, Saal 3 
Do, 21.03. Klimakrise und ökosozialistische Strategien 
Veranstaltungsreihe im April: „Weltlage und Imperialismus aktuell“ 
                     (Termine und Orte auf www.sozialismus.net) 


